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ENDE AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 

„Ali  STADT TROISDORF 
•••• Der Bürgermeister 

Die Vollziehung der öffentlichen Bekanntmachung des Wasserrechtli-
chen Bewilligungsverfahrens gemäß §§ 8 ff. Wasserhauhaltsgesetz 
(WHG) für den Anstau des Sieglarer Mühlengrabens sowie die Entnah-
me von Oberflächenwasser der Bezirksregierung Köln erfolgte gemäß 
§ 16 der Hauptsatzung der Stadt Troisdorf am 02.10.2025 durch Bereit-
stellung auf der Internetseite der Stadt Troisdorf unter der Interneta-
dresse www.troisdorf.de/bekanntmachungen und wird hiermit nach-
richtlich veröffentlicht: 

Öffentliche Bekanntmachung 
Die Öffentliche Bekanntmachung des Wasserrechtlichen Bewilligungs-
verfahrens gemäß §§ 8 ff. Wasserhauhaltsgesetz (WHG) für den Anstau 
des Sieglarer Mühlengrabens sowie die Entnahme von Oberflächen-
wasser wird auf Veranlassung der Bezirksregierung Köln hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
Troisdorf, den 02.10.2025 
Stadt Troisdorf 
gez. Alexander Biber 
Bürgermeister 

Bekanntmachung 
Az.: 54.1-2023-0024962 

Wasserrechtliches Bewilligungsverfahren gemäß §§ 8 ff. Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) für den Anstau des Sieglarer Mühlengra-

bens sowie die Entnahme von Oberflächenwasser. 
Die Mannstaedt GmbH (Antragstellerin), Mendener Straße 51, 53840 
Troisdorf, hat gemäß §§ 8 ff. Wasserhaushaltsgesetz (WHG) die Ertei-
lung einer wasserrechtlichen Bewilligung zur Oberflächenwasserent-
nahme beantragt, um es als Brauchwasser für am Standort zu verwen-
den. Zudem beantragt die Antragstellerin den Anstau des Sieglarer 
Mühlengrabens zur Gewährleistung eines ausreichenden Pegels für 
die Entnahme von Oberflächenwasser. 
Beantragt wird die Förderung von 1.600 m3/h, 7.000 m3/d, 950.000 m3/a. 
Der Antrag auf Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung und die 
dazugehörigen Erläuterungen und Pläne (Zeichnungen, Nachweisun-
gen und Beschreibungen), aus denen sich Art und Umfang des Vorha-
bens des Unternehmens ergeben, liegen gemäß §§ 104, 106 Landes-
wassergesetz NRW (LWG) in Verbindung mit § 73 Absatz 3 bis 5 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes NRW (VwVfG NRW) - jeweils in der 
zur Zeit geltenden Fassung - einen Monat lang aus. 
Die Unterlagen können in der Zeit vom Donnerstag, den 09.10.2025 bis 
zum Montag, den 10.11.2025 bei der Stadt Troisdorf, Kölner -Str. 176, 
53840 Troisdorf, 3. Obergeschoss, Gebäudeteil C, Raum 319, während 
der Dienststunden: 
Montag, Dienstag und Donnerstag 
07:30 Uhr - 12:30 Uhr und 13:30 Uhr - 16:00 Uhr 
Mittwoch und Freitag 07:30 Uhr - 12:30 Uhr 
eingesehen werden. 
Gemäß § 27a VwVfG NRW werden die Unterlagen parallel, d.h. ab 
Beginn der Offefilage auf folgender Internetseite der Bezirksregierung 
Köln zugänglich gemacht: 
https://www.bezreg-koeln.nrw.de/bekanntmachungen 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis  

spätestens zwei Wochen nach dem Ende der Auslegungsfrist, d.h. bis 
24.11.2025 einschließlich, schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Stadt Troisdorf, Kölner Straße 176, 53840 Troisdorf oder der Bezirksre-
gierung Köln, Dezernat 54, Zeughausstraße 2 - 8, 50667 Köln, Einwen-
dungen erheben. 
Einwendungen können auch durch Übermittlun9 eines elektronischen 
Dokuments mit qualifizierter elektronischer Signatur erhoben werden. 
Die E-Mail-Adresse lautet: 
einwendungen54@bezreg-koeln.nrw.de. 
Mit Ablauf der vorgenannten Einwendungsfrist sind für das Bewilli-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechts-
vorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung gegen Entscheidungen nach § 74 VwVfG einzulegen, können 
nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG innerhalb der vorgenannten Frist, d.h. 
bis zum 24.11.2025 einschließlich, Stellungnahmen zu dem Vorhaben 
abgeben. 
Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus 
der Einwendung zumindest der geltend gemachte Belang und die Art 
der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung unterschrieben 
und mit einem lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. 
Die Einwendungen und Stellungnahmen werden an die Antragstellerin 
sowie ggf. an die am Bewilligungsverfahren beteiligten Behörden 
weitergegeben. Auf Verlangen der jeweiligen Einwender/innen wird 
deren Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit diese Angaben 
nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich sind. 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist werden die rechtzeitig gegen den 
Antrag erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stel-
lungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW 
sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Antrag der Antrag-
stellerin, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, münd-
lich verhandelt. 
Die Antragstellerin, die Behörden und diejenigen, die Einwendungen 
erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben, werden zu dem 
Termin der mündlichen Verhandlung mit angemessener Frist eingela-
den. 
Sind mehr als 50 Ladungen vorzunehmen, so können sie durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, können 
sich durch einen Bevollmächtigten im Termin vertreten lassen. Dieser 
hat seine Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen und diese zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben eines Beteiligten 
(Betroffenen) auch ohne ihn verhandelt werden kann und dass das. 
Anhörungsverfahren mit Abschluss des Verhandlungstermins beendet 
ist. 
Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des 
Verfahrens durch die Bezirksregierung Köln entschikien. Die Zustel-
lung der Entscheidung an die Einwender/innen und diejenigen, die 
eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzu-
nehmen sind. 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterlagen oder die 
Teilnahme an der mündlichen Verhandlung oder durch die Bestellung 
eines Bevollmächtigten entstehen, können nicht erstattet werden. 
Weitere Informationen sowie Äußerungen und Fragen zum Verfahren 
können bis zum Ablauf der Auslegungsfrist bei der für das Verfahren 
zuständigen Bezirksregierung Köln angefordert bzw. eingereicht wer-
den. Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsfrist von dem 
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Zeitpunkt der Übermittlung angeforderter Informationen bzw. Beant-
wortung gestellter Fragen unberührt bleibt. 
Aufgrund der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird dar-
auf hingewiesen, dass im Rahmen der Beteiligung der Öffentlich-
keit im o.g. Bewilligungsverfahren die von Einwendern erhobenen 
Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten 
ausschließlich für das Bewilligungsverfahren erhoben, gespeichert 
und verarbeitet werden. Diese persönlichen Daten werden benö-
tigt, um den Umfang der Betroffenheit des Einwenders beurteilen  

zu können. Die Daten können an den Träger des Vorhabens und 
seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Stellungnahme 
weitergereicht werden. Insoweit handelt es sich um eine erforder-
liche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtli-
chen Verpflichtung  gem.  Art 6 Absatz 1 Satz 1  lit.  c DSGVO. Der 
Träger des Vorhabens sowie seine Beauftragten sind zur Einhal-
tung der DSGVO verpflichtet. 
Köln, den 01.09.2025 
Im Auftrag gez. Wenge 

Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
zur Änderung des Flächennutzungsplanes 
Die vom Rat der Stadt Troisdorf am 18.03.2025 beschlossene 9. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes ist von der Bezirksregierung Köln -
Dezernat 35- mit nachstehender Verfügung genehmigt worden: 
• 9. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Troisdorf, Stadt-

 

teil-Mitte, Bereich ehemaliges Orica-Gelände, Kronenstraße, Carl-

 

Diem-Straße und Kaiserstraße (Kronenforstviertel) - Umwand-

 

lung von gewerblichen Bauflächen in gemischte Bauflächen 
Verfügung vom 17.07.2025, Az: 35.22-2025-0068822 R4P196 

Mit dieser Bekanntmachung wird die o.g. Änderung des Flächennut-
zungsplanes wirksam. Die Flächennutzungsplanänderung wird mit 
der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung über die Art 
und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange und der Ergeb-
nisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung während der 
Dienststunden der Stadtverwaltung im Rathaus, Stadtplanungsamt, 
3. Obergeschoss, Kölner Straße 176, 53840 Troisdorf zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten sowie im städtischen GeoPortal unter 
www.stadtplan.troisdorf.de bereitgestellt. Über den Inhalt der Planän-
derung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Genehmigung wird gemäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch 
(BauGB) hiermit bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird 
die 9. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam. 
Die Bekanntmachung ist auch im Internet auf www.troisdorf.de unter 
der Rubrik Rathaus & Service > Aktuell > Bekanntmachungen bereit-
gestellt worden. 
Hinweise 
Eine Verletzung der in 5 214 Abs. 1 Satz 1 Nm. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine Verletzung 
der Vorschriften nach § 214 Abs. 2 BauGB über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes sowie nach § 
214 Abs. 3 Satz 2 BauGB über beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Trois-
dorf geltend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. Dabei ist der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass  gem.  5 7 Abs. 6 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebe-

nes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Trois-

dorf vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die  

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
Rechtsgrundlagen: 5 6 Abs. 5, § 214 Abs. 1 bis 3 und § 215 Baugesetz-

 

buch (BauGB) sowie § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung für das Land Nord-

 

rhein-Westfalen (GO NRW) in der bei Veröffentlichung dieser Be-

 

kanntmachung geltenden Fassung. 
Troisdorf, 04.10.2025 
Stadt Troisdorf 
gez. Alexander Biber 
Bürgermeister 

Inkrafttreten von 
Bebauungsplänen 
Der Rat der Stadt Troisdorf hat in seiner Sitzung am 18.03.2025 den 
folgenden Bebauungsplan 
• Bebauungsplan T182, Blatt 1, Stadtteil Troisdorf-Mitte, Bereich 

ehemaliges Orica Gelände, Kronenstraße, Carl-Diem-Straße und 
Kaiserstraße (Kronenforstviertel) (Parallelverfahren mit 9. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes) 

gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
(siehe auch nachstehender Übersichtsplan, nicht maßstabsgerecht) 

Der Bebauungsplan wird mit der jeweiligen Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung über die Art und Weise der Berücksich-
tigung der Umweltbelange und der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
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Behördenbeteiligung während der Dienststunden der Stadtverwal-
tung im Rathaus, Stadtplanungsamt, 3. Obergeschoss, Kölner Stra-

 

ße 176, 53840 Troisdorf, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
sowie im städtischen GeoPortal unter www.stadtplan.troisdorf.de 
bereitgestellt. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt. Zur Einsichtnahme im Rathaus wird eine 
Terminvereinbarung empfohlen. Unter der Telefon-Nr. 02241/900-
626 und unter der E-Mail-Adresse Bauleitplanung@Troisdorf.de 
können die Besuchszeiten vereinbart werden. 
Bekanntmachungsanordnung 
Es wird hiermit öffentlich bekanntgemacht, dass der Satzungsbe-
schluss über den Bebauungsplan gefasst worden ist und dieser mit 
der Bekanntmachung in Kraft tritt. 
Die Bekanntmachung ist auch im Internet auf www.troisdorf.de 
unter der Rubrik Rathaus & Service > Aktuell > Bekanntmachun-
gen bereitgestellt worden. 
Auf die Vorschriften des § 44 Baugesetzbuch (BauGB) Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie des Absatzes 4 über die fristgemäße Geltendmachung 
von etwaigen durch diesen Bebauungsplan ausgelösten Entschädi-
gungsansprüchen wird hingewiesen. Ein Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-
spruchs herbeigeführt wird. 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine Verletzung 
der Vorschriften nach § 214 Abs. 2 BauGB über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes sowie nach § 
214 Abs. 3 Satz 2 BauGB über beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Trois-
dorf geltend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. Dabei ist der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass  gem.  § 7 Abs. 6 Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzun-
gen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschrie-

benes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Trois-

 

dorf vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Rechtsgrundlagen: § 10, § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4, § 
214 Abs. 1 bis 3, § 215 Baugesetzbuch (BauGB) sowie § 7 Abs. 6 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der bei Veröffentlichung dieser Bekanntmachung geltenden Fas-
sung. 
Troisdorf, 04.10.2025 
Stadt Troisdorf 
gez. Alexander Biber 
Bürgermeister  

Die Vollziehung der Öffentlichen Bekanntmachung des Ergebnisses 
der Stichwahl des Bürgermeisters der Stadt Troisdorf anlässlich der 
Kommunalwahlen der Stadt Troisdorf erfolgte am 02. Oktober 2025 
durch Bereitstellung auf der Internetseite der Stadt Troisdorf unter der 
Internetseite www.troisdorf.de/bekanntmachungen und wird hiermit 
nachrichtlich veröffentlicht. 

Öffentliche Bekanntmachung 
Bekanntmachung 

des Ergebnisses der Stichwahl des Bürgermeisters 
der Stadt Troisdorf am 28. September 2025 

Nachdem der Wahlausschuss das Ergebnis der Stichwahl des Bürger-

 

meisters festgestellt hat, wird dieses gemäß 55 35 und 46b des 
Kommunalwahlgesetzes (KWahlG) i. V. m. §5 63 und 75a der Kommu-

 

nalwahlordnung (KWahlO) hiermit bekanntgegeben. 

Wahlberechtigte 59.552 

Wählerfinnen 23.342 

Ungültige Stimmen 243 

Gültige Stimmen 23.099 

Von den gültigen Stimmen entfielen auf 

Bewerber (Name) 
Geburtsjahr, Gebunsort 
Namen der Parteien, Kennwort 

PLZ. Wohnort 
6-Mal 

Stimmen. 

1.Biber. Alexander 
1984. Troisdorf 
Christich Demokratische Union 
DeutscNands (CDU) 

53842 Troisdorf 

alexander@bibers.net 
13.79T 

2.Wirtz.  Rene 
1977, Köln 
Sozialdemokratische Partei 
Detneends (SPD) 

53844 Troisdorf 
rene.wirtz@spd4roisdortde 

9.302 

Nach § 46 c Absatz 2 Satz 5 KWahIG ist bei der Stichwahl der Bewerber 
gewählt, der von den gültigen Stimmen die höchste Stimmenzahl 
erhielt. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das vom Wahlleiter zu 
ziehende Los. 
Der Wahlausschuss stellte fest, dass der Bewerber Biber, Alexander 
(Wahlvorschlag Nr. 1) mit 13.797 Stimmen die höchste Stimmenzahl 
auf sich vereinigt hat und dieser damit gewählt ist. 
Gemäß § 39 KWahIG können gegen die Gültigkeit der Wahl 
• jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
• die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und 

Wählergruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, sowie 
• die Aufsichtsbehörde 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses, also 
bis zum 02. November 2025, einschließlich, Einspruch erheben, wenn 
sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl  gem  § 40 Absatz 1 
Buchstaben a) bis c) KWahlG für erforderlich halten. Werden der 
Aufsichtsbehörde nach Ablauf der Frist des Satzes 1 in amtlicher 
Eigenschaft Umstände bekannt, aufgrund derer diese eine Entschei-
dung über die Gültigkeit der Wahl gemäß § 40 Absatz 1 Buchstabe a) 
bis c) für erforderlich hält, kann diese innerhalb eines Monats nach 
Bekanntwerden dieser Umstände Einspruch einlegen. Der Einspruch 
ist bei dem Wahlleiter schriftlich einzureichen oder mündlich zur 
Niederschrift zu erklären. 
Troisdorf, den 01. Oktober 2025 
Stadt Troisdorf 
Die Wahlleiterin 
gez. Tanja  Gaspers 
Erste Beigeordnete 

ENDE AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 
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